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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Wirt schaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2831/71 über die Erhebung einer Aus- 
fuhrabgabe für bestimmte Waren, die unter die Verord- 
nung (EWG) Nr. 1059/69 fallen. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 10. Februar 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2831/71 
über die Erhebung einer Ausfuhrabgabe für bestimmte Waren, 
die unter die Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 fallen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 
des Rates vom 28. Mai 1969 zur Festlegung der 
Handelsregelung für bestimmte, aus landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen hergestellten Waren 1 ), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2551/70 2 ), 
insbesondere auf Artikel 14 Absatz 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe : 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2831/71 des Rates vom 
24. Dezember 1971 über die Erhebung einer Ausfuhr- 
abgabe für bestimmte Waren, die unter die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1059/69 fallen 3 ), betrifft haupt- 
sächlich Lebensmittelzubereitungen, die hergestellt 
wurden, um die Bestimmungen über die Ausfuhr 
von Magermilchpulver zu umgehen. Es hat sich je- 
doch gezeigt, daß die Definition der dieser Abgabe 
unterliegenden Waren, * so wie sie im Anhang der 
genannten Verordnung enthalten ist, auch auf eini- 


ge Erzeugnisse zutrifft, die den traditionellen Han- 
delsströmen folgen. Es sind deshalb gewisse An- 
passungen erforderlich, um gleiche Wettbewerbs- 
bedingungen zwischen den Exporteuren der Ge- 
meinschaft aufrechtzuerhalten - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1972 wird der Anhang 
der Verordnung (EWG) Nr. 2831/71 durch den An- 
hang zu dieser Verordnung ersetzt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 12. Juni 1969, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 275 
vom 19. Dezember 1970, S. 2 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 285 
vom 29. Dezember 1971, S. 67 
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Anhang 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

W arenbezeichnung 

Höhe der Abgabe 
(RE/ 100 kg 
Nettogewicht) 

. 18.06 

Schokolade und andere kakaohaltige Lebensmittelzubereitungen: 



ex D. andere, in Pulverform oder granuliert (außer Zuberei- 
tungen zur Herstellung von Speiseeis, sog. „Ice-Mix", 
aromatisiert und / oder gefärbt), mit einem Laktosegehalt 
von gleich oder mehr als 20 v. H., und einem Milchfett- 
gehalt von weniger als 11 v. H., in unmittelbaren Ver- 
packungen mit einem Nettoinhalt von mehr als 2,5 kg. 

10,00 

21.07 

Lebensmittelzubereitungen, anderweitig weder genannt noch 
inbegriffen: 



ex F. andere, in Pulverform oder granuliert (außer Zuberei- 
tungen zur Herstellung von Speiseeis, sog. „ Ice-Mix" , 
aromatisiert und/ oder gefärbt), mit einem Laktosegehalt 
von gleich oder mehr als 20 v. H., und einem Milchfett- 
gehalt von weniger als 11 v. H„ in unmittelbaren Ver- 
packungen mit einem Nettoinhalt von mehr als 2,5 kg. 

10,00 


3 




Drucksache VI/3188 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Begründung 

Auf Grund der erheblichen Preissteigerung für Ma- 
germilchpulver auf dem Weltmarkt, mußte die Kom- 
mission jegliche Ausfuhr von Magermilchpulver aus 
der Gemeinschaft mit einer Ausfuhrabgabe belegen, 
um die Versorgung in der Gemeinschaft sicherzu- 
stellen [vgl. Verordnung (EWG) Nr. 2227/71 der 
Kommission vom 18. Oktober 1971, zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2470/71]. 

Bestimmte Waren der Tarifstellen 18.06 D und 21.07 
F des Gemeinsamen Zolltarifs können ebenfalls er- 
hebliche Mengen Magermilchpulver enthalten. Um 
zu verhindern, daß eine massive Ausfuhr dieser 
Waren, die nicht den obengenannten Maßnahmen 
unterliegen, die Verwirklichung des mit der Erhe- 
bung der Ausfuhrabgabe angestrebten Zieles ver- 
eitelt, beschloß der Rat ebenfalls eine Ausfuhrab- 
gabe für diese Waren auf Grund ihres Magermilch- 
pulvergehaltes zu erheben (vgl. Verordnung (EWG) 
Nr. 2831/71 des Rates vom 24. Dezember 1971). 

Es hat sich jedoch bei der Anwendung gezeigt, daß 
die Definition der Waren, für die diese Abgabe er- 
hoben wird, so wie sie im Anhang der Verordnung 
(EWG) Nr. 2831/71 angegeben ist, eine bestimmte 
Anzahl von Erzeugnissen umfaßt, die traditionellen 
Handelsströmen unterliegen; Daraus ergibt sich eine 
unterschiedliche Behandlung der Exporteure der 
Gemeinschaft je nach Art der verwendeten Verpak- 
kung. 

Eine Änderung der Definition ist deshalb erforder- 
lich, um diese Situation zu beenden. 
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